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Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
z. Hd. Herrn Benjamin Klingbeil und Herrn Helmke Schulze 
Bernhard-Weiß-Straße 6 
10178 Berlin 
 

 

Berlin, 30. September 2026 

 

Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zur Änderung der Verordnung über die 
gymnasiale Oberstufe und anderer schulrechtlicher Vorschriften 

 

Sehr geehrter Herr Klingbeil, sehr geehrter Herr Schulze, 

vielen Dank für die Möglichkeit, zum Entwurf der Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die gymnasiale Oberstufe (VO-GO), der Verordnung über die staatlichen Kollegs und 
Abendgymnasien (VO-KA) sowie der Sekundarstufe I-Verordnung (Sek I-VO) Stellung zu nehmen. 
Der Verband Deutscher Privatschulen Berlin/Brandenburg e. V. vertritt als Interessenverband des 
freien Schulwesens in Berlin und Brandenburg die Träger von Bildungseinrichtungen in freier 
Trägerschaft. Wir möchten im Folgenden unsere Einschätzung sowie die daraus resultierenden 
Rückfragen und Anmerkungen mitteilen. 

Wir begrüßen grundsätzlich das Ziel der Verordnungsänderung, die Berliner gymnasiale 
Oberstufe an die bundesweit vereinheitlichten KMK-Vorgaben anzupassen und damit zu einer 
besseren länderübergreifenden Vergleichbarkeit der Abiturdurchschnittsnote beizutragen. Aus 
Sicht unserer Mitgliedsschulen ergeben sich jedoch eine Reihe von Punkten, zu denen wir um 
Prüfung, Klarstellung oder ergänzende Regelung bitten. 

1. Erhöhung der Beleg- und Einbringverpflichtungen (§ 25 Abs. 5, § 22 Abs. 2, § 26 Abs. 1 
VO-GO) 

Die Anhebung auf 40 zu belegende Kurse sowie 28 einzubringende Grundkurse stellt 
insbesondere für Integrierte Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen und berufliche 
Gymnasien eine spürbare Ausweitung des Kursangebots dar. Da nach § 20 Abs. 3 VO-GO 
zusätzlich Zusatz- und Ergänzungskurse belegt werden können, die auf die 40 Kurse nicht 
angerechnet werden, bitten wir um Klarstellung, ob die Gesamtbelastung der Schülerinnen und 
Schüler durch diese Kurse über die vorgesehenen 40 Kurse hinausgehen kann und ob dies 
pädagogisch und organisatorisch beabsichtigt ist. Wir regen zudem an, zu prüfen, inwieweit die 
höheren Kursverpflichtungen mit einer Anpassung der Zuschussfinanzierung für Schulen in 
freier Trägerschaft einhergehen sollten, da sie zusätzlichen Personal- und Raumbedarf 
auslösen. 
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2. Im Blockunterricht erteilte Kurse und alternative Leistungsüberprüfung 

Der Entwurf führt den Begriff der im Blockunterricht erteilten Kurse mehrfach ein, ohne die 
organisatorische Durchführung (z. B. Zeiträume, Anrechnung auf Lehrerdeputate) sowie die 
Modalitäten der Leistungsüberprüfung und -bewertung in Blockkursen näher zu regeln. Wir 
bitten um ergänzende Hinweise oder eine Regelung hierzu, um Rechtssicherheit für die 
praktische Umsetzung zu schaffen. In diesem Zusammenhang bitten wir zudem um 
Klarstellung, ob und unter welchen Voraussetzungen Leistungsüberprüfungen auch in Form von 
Projektarbeiten anstelle von Klausuren erfolgen können. 

3. Klausurvorlage an die Schulleitung (§ 14 Abs. 6 VO-GO) 

Die neue Pflicht, die Ergebnisse der Klausuren der Schulleitung unter Vorlage einer guten, einer 
durchschnittlichen und einer schwachen Arbeit mitzuteilen, wird von unseren Mitgliedsschulen 
unterschiedlich bewertet. Während an einigen Schulen eine vergleichbare Praxis bereits 
etabliert ist, regen andere an, die fachliche Prüfung stattdessen den Fachbereichsleitungen zu 
übertragen, da diese über die entsprechende fachliche Expertise verfügen und hierdurch eine 
höhere Qualität der Rückmeldung erreicht werden könnte. Wir bitten, diesen Vorschlag bei der 
weiteren Ausgestaltung zu berücksichtigen. 

4. Verschärfte Versetzungs- und Abschlussbedingungen (§ 18 VO-GO; § 31, § 44, § 48 Sek I-
VO) 

Die neue Bedingung, dass künftig kein Fach oder Kurs ohne Bewertung geblieben sein darf, um 
versetzt zu werden bzw. einen Abschluss zu erwerben, kann nach Einschätzung unserer 
Mitgliedsschulen in Einzelfällen zu unbilligen Härten führen, etwa wenn eine Schülerin oder ein 
Schüler im Fach Sport verletzungsbedingt keine Bewertung erhalten konnte, ohne durchgängig 
vom Unterricht befreit gewesen zu sein. Wir bitten, für solche Fälle eine angemessene 
Ausnahmeregelung vorzusehen, die bspw. eine erfolgreiche Teilnahme am Sportunterricht auch 
ohne durchgängige Bewertung anerkennt. Ferner bitten wir um Prüfung, inwieweit die neuen 
Regelungen mit alternativen pädagogischen Konzepten (z. B. Auslandsaufenthalte, 
Praxisphasen, projektorientiertes Lernen) vereinbar sind, die an Schulen in freier Trägerschaft 
häufig Bestandteil des pädagogischen Profils sind. 

5. Referenzfach der fünften Prüfungskomponente an beruflichen Gymnasien (§ 47 Abs. 4 
VO-GO) 

Die Bezugnahme auf konkrete Kursnummern (z. B. „Kurse 1 und 2“ bzw. „Kurse 3 und 4“) 
anstelle der zugrunde liegenden curricularen Inhalte erschwert die Anwendung der Regelung bei 
jahrgangsübergreifendem Unterricht. Wir regen an, die Regelung stattdessen an den 
verbindlichen curricularen Inhalten auszurichten, um sie unabhängig von der jeweiligen 
schulinternen Kursorganisation anwendbar zu machen. Diese Anregung betrifft unserer 
Einschätzung nach nicht nur das Aufgabenfeld II, sondern grundsätzlich alle Fächer mit 
jahrgangsübergreifendem Unterricht. 
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6. Übergangsregelungen und Umsetzungsvorlauf 

Die gestaffelten, nach Schulart und Jahrgang unterschiedlichen Übergangsregelungen (u. a. § 49 
VO-GO, § 50 VO-KA, § 49 Sek I-VO) erfordern, dass Schulen über mehrere Jahre parallel 
unterschiedliche Regelwerke anwenden. Das betrifft insbesondere die Beratung von 
Schülerinnen und Schülern und deren Eltern, die Kurswahlunterlagen sowie die schulischen 
Verwaltungssysteme (z. B. Untis, Magellan, WebUntis), die rechtzeitig vor Inkrafttreten auf die 
neue Kurs- und Einbringungslogik umgestellt werden müssen. Wir bitten, den Schulen 
ausreichend zeitlichen Vorlauf vor dem Inkrafttreten der Verordnung einzuräumen, und regen an, 
seitens der Senatsverwaltung unterstützendes Material (z. B. FAQ, kohortenbezogene 
Übersichtstabellen) zur Verfügung zu stellen. 

Für Rückfragen und einen weiteren fachlichen Austausch stehen wir jederzeit gerne zur 
Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Nicola Böcker-Giannini 

Geschäftsführerin 
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